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Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Kommission hatte die Vorlage zur Teilrevision des Waldgesetztes während vier Sit-
zungen beraten. Das Eintreten war mit 13:2 Stimmen nicht unbestritten.
Grosser Diskussionsbedarf zeigte sich zum §37.

In der Schlussabstimmung genehmigten die Kommissionsmitglieder die vorgeschlage-
nen Änderungen des Waldesetztes (WaldG) gemäss der vorliegenden Fassung mit 10-
Ja-Stimmen zu 3-Nein- Stimmen bei zwei Abwesenheit grossmehrheitlich.

Allgemeines
Der Wald wurde als wichtiger Teil der Gesellschaft erkannt mit zahlreichen Interessens-
gruppen. Die Ansichten lagen teilweise beträchtlich auseinander und so waren Kompro-
misse gefragt. 
Im Verlauf der Beratungen innerhalb der Kommission hat sich gezeigt, dass es auf-
schlussreich wäre, den Stand des Mountainbikes Konzepts mit der Kommission zu tei-
len. Darum lud RR Dominik Diezi auf den Beginn der dritten Sitzung Peter Imbach, Leiter 
des Tiefbauamt Thurgau ein, um uns das Konzept in seiner Funktion als Leiter dieses 
Projekts im damaligen Zustand näher vorzustellen. Seit dem 1. Januar 2023 existiert ein 
Bundesgesetz über Velowege. Das Gesetz besagt, dass zwischen Alltags- und Freizeit-
verkehr zu unterscheiden sei und dass Velowegnetze für beide Arten des Radverkehrs
geschaffen werden müssen. So wurde per 14. Juni 2022 ein Projektauftrag beschlossen. 
Der RRB beinhaltet im Wesentlichen das Mountainbiken nicht mehr ausschliesslich vom 
Sportamt als Sportart anzusehen sei, sondern neu auch vom Tiefbauamt als eine Art des 
Langsamverkehrs zu bearbeiten sei. Inhalt des Konzepts ist eine Bedarfsanalyse, ein 
Entwurf des Routennetztes, rechtliche Aspekte und Interessensabwägungen, um eine 
transparente Beurteilungsgrundlage zu schaffen. Nach einem Austausch über den Ent-
wicklungsstand des Konzeptes verabschiedete sich Peter Imbach und verliess die Sit-
zung mit Anmerkungen und Wünschen betreffende der Weiterarbeit am Konzept.

Eintreten
Das Waldgesetzt trifft auf grosses Interesse. Nicht nur im direkten Bezug zum Haupt-
zweck des Waldgesetztes, dem Schutz des Waldes und dessen nachhaltige Nutzung,
sondern auch in Bezug zur Nutzung durch Sportler, Naturfreunden und als Naherho-
lungsgebiet.
Es wurden verschiedene Anpassungsbegehren angekündigt. Der Abfall im Wald, der na-
turnahe Waldbau, die Holznutzung und als ganz wichtig zeigten sich die Anpassungs-
wünsche zu Lösungen bezüglich der Freizeitnutzung.
Die Seite der Eigentümer meldete Bedenken an, dass Förster zu Polizisten gemacht 
werden sollen und befürchtete enteignungsähnliche Zustände bei gewissen Nutzungen 
des Waldes. Da sich die Situation seit der Einführung des Waldgesetztes bezüglich Ein-
wohnerzahlen in der Schweiz grundlegend verändert hat, wird von Teilen der Kommis-
sion eine Teilrevision als zu mangelhaft vermutet und eine Totalrevision verlangt, welche
klare Regeln betreffend die Nutzung vorgibt und eine Stärkung des Vollzugs mit sich 
bringt.
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Ein grosses Fragezeichen im Raum zeichnete sich durch die Frage ab, wie das richtige 
Vorgehen sei in Bezug auf das Mountainbike-Konzept. 
Ist es korrekt, zuerst das Gesetz zu ändern und das Konzept anzupassen oder muss zu-
erst ein Konzept erarbeitet werden, um danach das Gesetz entsprechend zu gestalten?
Wird die Polizei in Zukunft regelmässig ihre Patrouillenfahrten im Waldgebiet ausweiten?
Wie soll zukünftig mit den Freizeitsportlern umgegangen werden? Der bisherige freie 
Waldzugang wird geschätzt, und so ist im Wald fast das ganze Spektrum der Gesell-
schaft anzutreffen. Der vorliegende Entwurf solle den Charakter des bestehenden Geset-
zes nicht verändern, sondern lediglich Instrumente verschaffen, um die geltenden Re-
geln auch durchzusetzen im Sinne eines ehrlichen und glaubwürdigen Gesetzes.
Die Kommission stimmt mit 13:2 für Eintreten.

Detailberatung Teilrevision Waldgesetz (WaldG)
Die Kommission hat die Teilrevision des Waldgesetztes paragraphenweise und in zwei 
Lesungen über vier Sitzungen beraten.

Titel (geändert)
Als amtliche Abkürzung wird neu WaldG benutzt. Die Kantonsabkürzung TG wird gestri-
chen.

§ 5 Absatz 3
Den aktuellen Gegebenheiten entsprechend, wird durch die Einführung der weiblichen 
und der männlichen Form Rechnung getragen. Ebenso die Verwendung der Mehrzahl.

§ 6 Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 6 Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 6 Absatz 3
Zur Frage, was unter dem Begriff «forstnahe Arbeiten» verstanden werde, tauchten Be-
denken zu unfairen Konkurrenzangeboten gegenüber den privaten Unternehmen auf.
Das Forstamt stellte klar, dass nach ihrer Empfehlung mit «forstnah», die Gartenholz-
hauerei zu verstehen sei, sprich Motorsägearbeiten an Bäumen und Sträuchern. Es sei 
nicht das Ziel, die privaten Unternehmen mit Erd-, Rasen- oder Belagsarbeiten zu kon-
kurrenzieren. Ohne diese Gartenholzhauereiarbeiten würden die Betriebe mit defizitären 
Rechnungen abschliessen. In anderen Kantonen sei dies der akzeptierte Fall. In diesem 
Vorschlag werde lediglich legitimiert, was seit Jahren Praxis sei. Diese Weisung könne 
nur für den eigenen staatlichen Forstbetrieb verbindlich ausgesprochen werden. Was pri-
vate Forstbetriebe alles für Arbeiten annehmen, könne nur als Empfehlung ausgespro-
chen werden.
Es wurden Bedenken geäussert, ob man hier nicht Kompetenzen schaffe, welche es er-
möglichen die privaten Betriebe zu benachteiligen und der Vorschlag gemacht, ob der 
Text nicht mit «forstnahen Arbeiten im Wald» klar präzisiert werden solle.
In der Diskussion zeigte sich dann aber, das es, um Bäume ab einem bestimmten 
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Durchmesser zu fällen, eine spezielle Ausbildung benötigt und eine wie die vorgeschla-
gene Präzisierung nicht nötig sei.
In der zweiten Lesung wurde dann doch noch der Antrag auf Streichung des Wortes 
«forstnah» beantragt. Sie Abstimmung fiel mit 4 Ja zu 7 Nein jedoch gegen den Antrag.
Der Wortlaut «kann Ausbildungen im Forstbereich anbieten» warf die Frage auf, wie es 
sich genau mit der Ausbildung von Lehrlingen verhält. Es folgte die Erklärung, dass der 
Hintergrund der Bestimmung der Umstand sei, dass der Staatsforstbetrieb eine private 
Firma übernommen habe und nun Kurse für Holzhauerei und Motorsägenhandhabung 
anbieten würde. Dieses Angebot zeigt sich als wertvolle Weiterbildungsmöglichkeit für 
Angehörige der Feuerwehr, um besser abschätzen zu können, ab welcher Stufe für die 
Räumung von umgefallenen Sträuchern und kleinen Bäumen ein Profi hinzugezogen 
werden muss und was ohne Holzerkurs gleich selbst erledigt werden kann.

§ 9 Keine Bemerkungen

§ 10 Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 10 Absatz 2
Betreffend Waldfonds wurde die Frage, ob die Einnahmen gemäss § 9 und § 37 ausrei-
chen würden, verneint, selbst wenn «neue» Einnahmequellen erschlossen werden wür-
den. Es sei nicht die Absicht, dass übermässig Bussen verteilt werden. Auch die Mehr-
wertabgaben für Rodungen seien nicht ausreichend. Der Fond wurde damals geschaf-
fen, um solche Gelder einlegen zu können. Ein einmaliger Betrag aus der Gewinnver-
wendung wurde dankbar angenommen, weil die anderen Einnahmen eher marginal sind. 
Per Regierungsrastbeschluss erfolgten zwei Mal Entnahmen im Sinne eines «Notna-
gels», um die Käferbekämpfung und die Wiederbewaldung zu finanzieren. Die Mittel aus 
dem NFA seien aber grundsätzlich ausreichend, die Käferjahre hätten die Finanzen ein-
fach übermässig strapaziert.
Ein Antrag zur Finanzierung des Fonds lautete: «Der Regierungsrat kann für kulturelle 
Projekte und Massnahmen im Wald zusätzliche Einlagen aus dem Lotteriefonds in den 
Waldfonds tätigen»
In der Abstimmung wurde dieser Antrag 10 zu 4 abgelehnt. Die auschlaggebende Idee 
des Antrages, den Wald und seine Besonderheiten mit kulturellem Charakter wie Wald-
schulen, Waldführungen, Hervorhebung bedrohter im Wald vorkommender Arten oder 
aufzeigen alter Handwerke und Gepflogenheiten zu unterstützen, wurde befürwortend 
aufgenommen. Hingegen sah die Mehrheit der Kommission diesen Weg der Finanzie-
rung als ungeeignet. Man wolle den Ursprung des Waldfonds, die Mehrwertschöpfungen
oder Ausgleichszahlungen bei Schadenfällen nicht mit weiteren Entnahmen bedrängen.

Ein weiterer Antrag verlangt die Streichung des Satzteils «…und Ordnungsbussen aus 
Widerhandlungen gegen die Waldgesetzgebung von Bund und Kanton» Diesem wurde 
stattgegeben mit 8 Ja zu 2 Nein bei 2 Enthaltungen.
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§ 10 Absatz 3
Motiviert durch den wachsenden menschlichen Druck auf den Wald und einen daraus re-
sultierenden Einfluss auf die Biodiversität, wurde der Kommission folgender Antrag un-
terbreitet: «Der Regierungsrat verwendet die Mittel für Walderhaltungs- und ökologische 
Aufwertungsmassnahmen.»
Die Abstimmung ergibt eine Ablehnung des Antrages mit 3 Ja und 10 Nein bei 1 Enthal-
tung.

§ 11 Absatz 2 Keine Bemerkung

§ 13a Keine Bemerkungen

§ 14a Absatz 1
Es wird bemerkt, dass in der Aufzählung der Begriff Aushubmaterial sowie das Thema 
Grüngutentsorgung fehlt. Grüngut wird nicht von sich aus als Abfall betrachtet. Jedoch
können bekanntermassen gewisse Bestandteile im Grüngut grossen Schaden im Wald 
anrichten. In der Botschaft wurden diese Begriffe unter Abfall subsummiert, doch es stellt 
sich die Frage, ob dies auch so verstanden wird. Auch ist sich die Kommission unsicher,
ob es sinnvoll ist, unter dem Anspruch der Verständlichkeit eine vollumfängliche Aufzäh-
lung in das Gesetz zu schreiben. Eine Möglichkeit ist, auf die Sensibilisierung zu setzen 
da die Definition von Abfällen im Bundesgesetz über den Umweltschutz in Art. 7 Abs. 6 
weitgehend geregelt ist.
Nach Abklärungen des Rechtsdienstes und ausführlicher Beratung innerhalb der Kom-
mission folgt die Abstimmung mit 8 Stimmen für die vom Regierungsrat vorgeschlagene 
Variante und 7 Stimmen für diejenige vom Rechtsdienst vorgeschlagene Ergänzung in 
Form eines Verweises auf das Bundegesetz über den Umweltschutz in Art. 7 Abs. 6.

§ 14a Absatz 2 Keine Bemerkung

§ 17 Absatz keine Bemerkung

§ 17 Absatz 2 keine Bemerkung

§ 18 Absatz 1 

Hier wird hier nach einer Erläuterung verlangt zum Satzteil «Grundsätze des naturnahen 
Waldbaus» Daniel Böhi, erklärt das hier die Stichworte Standortgerechtigkeit, Bodenei-
genschaften und die Naturverjüngung wesentliche Faktoren seien.

§ 18 Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 18 Absatz 3
Der Antrag um Ergänzung «Die Strauchschicht des Waldrandes» ist zu ergänzen, wo sie 
fehlt», löst einige Diskussionen aus. Ein Teil der Kommission vertritt die Meinung, dass 
die Biodiversitätsstrategie verlange, den Anteil an den Waldrändern zu erhöhen und zum 
Waldrand gehöre gemäss Definition eine Strauchschicht. Es wird festgehalten, dass es 
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schwierig sein dürfte, den Waldeigentümer zur Schaffung einer Strauchschicht zu zwin-
gen, da es gemäss Bundesgesetz keine Pflicht zur Bewirtschaftung des Waldes gibt bis 
auf die Ausnahmen wie bei Gefährdung der Nachbarparzellen oder im Schutzwald.
Schlussendlich wird der Antrag auf Ergänzung wie folgt gestellt: «Die Strauchschicht des 
Waldrandes ist nachhaltig zu sichern und zu entwickeln» Die Abstimmung entscheidet
mit 7 Ja zu 6 Nein bei 1 Enthaltung für den Antrag.

§ 19 Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 20 Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 20 Absatz 3 Keine Bemerkungen

§ 21 Absatz 1 Keinen Bemerkungen

§ 21 Absatz 2 Keinen Bemerkungen

§ 21 Absatz 3
Nach der Frage, was der Begriff «Hiebsatz» bedeute, wurden wir aufgeklärt, dass der 
Hiebsatz die eigentümerverbindlich festgelegte obere Grenze der Holznutzungsmenge 
über einen bestimmten Zeitraum sei, in der Regel 15 Jahr. Zusammen mit der Massnah-
menkarte, welche die Art der Pflege plant, (Jungwaldpflege, Durchforstung, Waldverjün-
gung) wurde diese durch Auflage verbindlich. 
Künftig soll nur noch die Holznutzungsmenge verbindlich festgelegt werden.

§ 21 Absatz 4 Keine Bemerkungen

§ 22 Keine Bemerkungen

§ 23 Absatz 1
Hierbei handelt es sich um Pflichten, die entgolten werden, welche die ungefähr 10% 
Schutzwald im Kanton Thurgau betreffen. Dieser Ansatz wird begrüsst.

§ 25 Absatz 1
Die Frage, ob das Verbot des Einsatzes für Holzschutzmittel in der Verordnung geregelt
sei, wird damit beantwortet, dass dies im übergeordneten Bundesgesetz festgehalten ist.

Auch taucht die Verständnisfrage auf, wie denn nun genau der Bewilligungsablauf für 
den Holzschlag von statten gehe. Man wolle hier das Ganze vereinfachen, wird uns er-
klärt. Heute würden ca. 80% der Bewilligungen über die Anzeichnung durch den Revier-
förster bewilligt. Das sei der ausführende Teil des zweiteiligen Bewilligungsaktes.

Die korrekte Planungsgrundlage wird über das Zuweisen der betreffenden Fläche zur 
Holznutzung im Waldentwicklungsplan sichergestellt. Soll jedoch in einem Wald mit Bio-
diversität oder Schutzfunktion Holz geschlagen werden, benötigt es zusätzlich zur 
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Schlagzeichnung durch den Revierförster noch eine Schlagbewilligung durch den Kreis-
forstingenieur.
Das bedeutet zusammengefasst, dass das Gesetz nur noch den bisher geltenden 
Grundsatz der Bewilligungs- und Anzeichnungspflicht beinhaltet. In der Verordnung sol-
len dann im Detail die verschiedenen Fälle festgehalten werden.
Nach ausführlichen Diskussionen über die Verständlichkeit verschiedenster Formulie-
rungsvarianten zeigt die Abstimmung «Entwurf des Regierungsrates gegen Entwurf des 
DBU», dass mit 14 Ja Stimmen die Entscheidung zu Gunsten für den Entwurf des Regie-
rungsrates, bei einer Enthaltung, ausfällt.

§ 25 Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 28 Absatz 1 Keine Bemerkungen

Titel von § 33 Keine Bemerkungen

§ 33 Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 33 Absatz 3 Keine Bemerkungen

§ 34 Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 34a Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 34a Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 35 Absatz 1
Was der Unterschied zwischen Abgeltung und Finanzhilfe sei, wurde zu diesem Artikel 
gefragt. Eine Abgeltung müsse entrichtet werden, wenn der Waldeigentümer zu Etwas 
verpflichtet werde. Diese Abgeltungen betragen 80% der anrechenbaren Kosten. Finanz-
hilfen werden geleistet, wenn der Waldeigentümer förderungswürdige Massnahmen tä-
tigt. Diese bewegen sich in der Höhe zwischen 40% und 70% der anrechenbaren Kos-
ten.

§ 35a
Dieser Paragraf wurde neu geschaffen, um in den aufgezählten Fällen ein Instrument in 
der Hand zu haben, um die Beträge zurückzufordern. Dies war bisher nicht möglich.

§35b
Dieser Paragraf soll gemäss einem Antrag aus der Kommission ersatzlos gestrichen 
werden da befürchtet wird, dass der Eintrag eines Vertrages einer Enteignung gleich-
komme. In der Diskussion wird dargelegt, dass es durchaus sinnvoll ist, die Verträge als 
Anmerkung ins Grundbuch eintragen zu lassen. Diese Massnahmen schützt den zukünf-
tigen neuen Besitzer.
Der Antrag wird mit 2 Ja zu 13 Nein ohne Enthaltungen abgelehnt.
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§ 35 Absatz 2 Keine Bemerkungen

§ 36 aufgehoben Keine Bemerkungen

§ 37 Überschrift
Die Überschrift wurde von Strafbestimmungen in Übertretungen geändert, weil dies im 
schweizerischen Strafgesetzbuch ebenso benannt werde. Das Wort Strafbestimmungen 
sei ein Überbegriff. Straftatbestände werden in Verbrechen, Vergehen und Übertretun-
gen eingeteilt. Im Waldgesetz seien nur, als unterste Kategorie, Übertretungen ein 
Thema. Dies zeige, auf welcher Ebene wir uns bei Strafen im Waldgesetz bewegen.

§ 37 Absatz 1 1. Ziffer
Die Änderungen in diesem 1. Absatz, betreffen die Streichung der Erwähnung des § 13 
WaldG und das Hinzufügen von 4 Unterabschnitten.
Der bereits im bestehenden Gesetz eingetragene Betrag von CHF 20'000, der maximal 
gebüsst werden kann, löste Diskussionen aus. Die Formulierung «bis zu» bedeute, dass
der Betrag von CHF 20'000 die Obergrenze sei. Dies entsprecht dem Rahmen des Bun-
desgesetzes. Um diese Obergrenze zu erreichen, müssten jedoch die Verstösse sehr 
gravierend sein.
Die Streichung des Verweises auf § 13 löste Diskussionen über die Definition des Wort-
lautes «grosse Veranstaltungen» aus. Gemäss Auskunft des Rechtsdienstes statuiere
§ 13 WaldG eine Bewilligungspflicht für grosse Veranstaltungen. Welche Veranstaltun-
gen im Wald der Bewilligungspflicht unterliegen und welche Veranstaltungen lediglich 
meldepflichtig seien, werden in der Waldverordnung in den §§ 14 ff detailliert geregelt. 
Das Forstamt habe in diesem Zusammenhang entsprechende Richtlinien erlassen, wie 
beispielsweise für Erlebnisspielplätze im Wald. Auf diese Weise sei die Rechtssicherheit 
gewährleistet. Zudem sei im Bundesgesetz über den Wald in Art. 14 ausdrücklich festge-
halten, dass die Kantone dafür zu sorgen haben, dass der Wald der Allgemeinheit zu-
gänglich sei. Wo es aber die Erhaltung des Waldes oder andere öffentliche Interessen 
erfordern, hätten die Kantone die Durchführung «grosser Veranstaltungen» im Wald ei-
ner Bewilligung zu unterstellen. Der Kanton Thurgau sei mit § 13 im Waldgesetz dieser 
Verpflichtung nachgekommen. Der verwendete Terminus «grosse Veranstaltung» sei 
dem Bundesrecht entnommen.
Diese Antwort war für die Kommission zu wenig klar und das DBU klärte ab, ob § 13 des 
Waldgesetztes, eine genügende gesetzliche Grundlage darstelle.
Hier ist anzumerken, dass § 13 nicht Teil dieser Revision ist und auch in der Botschaft 
nicht behandelt wurde. Die Abklärungen ergaben, dass nach Rechtsprechung des Bun-
desgerichts ein Gesetz so präzise formuliert sein müsse, dass der Bürger sein Verhalten 
danach richten und die Folgen eines bestimmten Verhaltens mit einem den Umständen 
entsprechenden Grad an Gewissheit erkennen könne. Diese Vorgabe erfülle § 13 des 
WaldG ohne Weiteres. Die Bewilligungspflicht für grosse Veranstaltungen im Wald sei
mit § 13 WaldG, in einem formellen Gesetz vorgesehen und auch der Umfang der Bewil-
ligungspflicht sei im Grundsatz auf Gesetzesstufe vorgegeben. Es sei deshalb zulässig,
dass eine Bestimmung bloss die Ziele, die Eckwerte oder einen bestimmten Rahmen 
festlegt und die Konkretisierung dem Verordnungsgeber überlässt.
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Ein Antrag verlangte dann folgende Änderung in § 37 Absatz 1 Ziffer 1: «im Wald Gross-
veranstaltungen mit mehr als 500 Beteiligten ohne die notwendige Bewilligung durch-
führt.» Dieser wurde mit 3 Ja zu 8 Nein angelehnt.
Das DBU brachte mit den Abklärungsergebnissen auch einen Ergänzungsvorschlag über 
den ebenfalls abgestimmt wurde. «im Wald bewilligungspflichtige Veranstaltungen ge-
mäss § 13 ohne die nötige Bewilligung durchführt.» Dieser Vorschlag fand mit 10 ja zu 2
Nein Zustimmung in der Kommission.

§ 37 Absatz 1 2. Ziffer
Der Begriff «befestigt» löste über beide Lesungen hinweg ausführliche Diskussionen 
aus. Beginnend mit einem Antrag auf Streichung, folgte in der zweiten Lesung ein weite-
rer, Antrag den Begriff «befestigt» wieder in den Gesetzestext aufzunehmen. Als «befes-
tigt» gelten Waldwege, die mit einer Tragschicht aus Schotter oder einer Befestigung aus 
ähnlichem Material verstärkt sind. Das Fahren zu nicht forstlichen Zwecken und auch 
das Reiten abseits von Waldstrassen und befestigten Wegen ist bereits im geltenden 
Gesetz verboten. Der Forstdienst stehe in der Verantwortung, dass die Bestimmungen 
im Wald eingehalten würden. Normen aufzustellen, ohne auch nur die wichtigsten Fälle 
strafrechtlich verfolgen zu können sei schwierig. Was festgelegt sei, solle auch durchge-
setzt werden können und bei schwerwiegenderen Fällen soll die Übertretung auch ge-
büsst werden können. Hier soll das sich in der Erarbeitung befindende Mountainbike 
Konzept mithelfen, dass nicht ständig neue Wege gebaut werden, denn das schade dem 
Wald zunehmend. Mit einem legalen Angebot werde hier eine Lösung erhofft.
Auch wurde der Antrag gestellt, die unter § 37 Absatz 1 aufgelistete Ziffer 2 komplett zu 
streichen mit der Begründung, dass die allgemeine Zugänglichkeit des Waldes im Bun-
desgesetz geregelt sei und von diesem hätte jeder Waldeigentümer Kenntnis.
Dieser Antrag findet in der Diskussion wenig Befürwortung. Die Streichung gleiche einem 
Freipass und erlaube das Fahren oder Reiten ohne Konsequenzen und ohne Rücksicht-
nahme auf privates Eigentum. Das Wegnetz in der Schweiz sei bereits sehr dicht. Man 
möchte darum nicht einfach alle Wege und Flächen ohne Rücksicht auf die Natur öffnen.

Es wird angeregt, weniger in Wegen und Trails zu denken, sondern mehr in Korridoren,
in denen das gewünschte Bewegungsmuster mit dem Einverständnis der Waldbesitzer 
erlaubt werde. Der Ansatz mit den Korridoren sei zentral und es werde immer fehlbare 
Personen geben. Genau für die Unbelehrbaren benötige es schlussendlich die Strafbe-
stimmungen. Gemäss Ausführungen des zuständigen Regierungsrats «solle mit der
Rechtskraft zugewartet werden, bis das Mountainbike Konzept stehe.»
Die Gemeinden hätten bereits heute die Möglichkeit mit dem Einverständnis der Waldei-
gentümer Bike-Trails auszuscheiden. Das Konzept sei sehr breit aufgestellt und so
müssten hier keine Befürchtungen über ein einseitiges Ergebnis gehegt werden.

Die Abstimmung zum Antrag betreffend die Streichung von unter § 37 Absatz 1 aufgelis-
teter Ziffer 2, ergibt bei 2 Ja zu 12 Nein bei 1 Enthaltung eine Ablehnung des Antrags.

Die Abstimmung zum Antrag in der ersten Lesung betreffend die Streichung des Wortes 
«befestigte» unter § 37 Absatz 1 Ziffer 2, ergab bei 7 Ja zu 7 Nein Stimmen bei einer 
Enthaltung eine Pattsituation in der die Stimme der Präsidentin jedoch zur Annahme des 
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Antrages führte.
In der zweiten Lesung erfolgte nach erneuter ausführlicher Diskussion unter Einbezug 
der Kenntnis des Mountainbikes-Konzept der Antrag, den Begriff «befestigte» wieder in 
den Gesetzestext aufzunehmen. Es ergab sich wiederum eine knappe Entscheidung mit 
7 Ja zu 6 Nein, was zur Annahme des Antrages führte.
Daraufhin wurde ein weiterer Antrag gestellt, der verlangte, den Wortlaut in «Wer ohne 
Berechtigung abseits von Waldstrassen und nicht in der Landkarte MwSt., 1:25'000 ein-
gezeichneten Waldwegen fährt oder reitet» zu ändern. In der folgenden Diskussion 
stellte sich jedoch heraus, dass mit der Umsetzung dieser Formulierung keine zufrieden-
stellende Lösung resultieren würde. Man vermutete Konfliktpotenzial auf Wanderwegen
durch die Benutzung durch Biker und nur aufwändige und unpräzise Umsetzungsmög-
lichkeiten. Die Abstimmung ergab dann mit 3 Ja und 7 Nein bei 2 Enthaltungen eine Ab-
lehnung des Antrags.

§ 37 Absatz 1 3. Ziffer
Die Frage nach der Definition von Bauten im Zusammenhang mit dem Waldgesetz wird 
beantwortet, dass hier die Rede von Bauten sei, welche der Bewilligungspflicht unterste-
hen. «Bubenhütten» bestünden gemäss Definition ausschliesslich aus waldgebürtigem 
Material.

§ 37 Absatz 1 4. Ziffer
Es wurde die Frage gestellt, welche Behörde hier die Bewilligung ausstellen würde. Mo-
mentan sei die das Forstamt.

§ 37a Absatz 1
Hier wird ein Antrag zur vollständigen Streichung dieses Paragrafen gestellt. 
Diesem Antrag stehen jedoch einige gegenteilige Voten gegenüber. Das bisherige Ge-
setz habe verschiedenste Vorschriften enthalten, aber keinen wirksamen Vollzug vorge-
sehen. Diese Anzeigepflicht sei ein wesentlicher Mosaikstein einer glaubwürdigen Ge-
setzgebung. Die wichtigsten Regeln müssten auch strafrechtlich geahndet werden kön-
nen und die wichtigsten Personen dazu befugt und verpflichtet sein, die Ahndung vorzu-
nehmen. Diese Pflicht sei nicht neu und den Revierförstern bereits bekannt, da diese 
Pflicht bereits in der Revierförsterverordnung unter § 13 Absatz 3 statuiert sei.
Mit der Formulierung im Waldgesetz nehme die Bedeutung natürlich zu. Tatsächlich 
müsse der Revierförster den Sachverhalt selbst wahrnehmen oder ansehen. Nur auf ei-
nen Hinweis hin könne keine Anzeige erfolgen. Den Missstand meldet er dann dem
Forstamt. In kleineren und klaren Fällen könne der Revierförster auch selbst anzeigen.
Bei Anzeigesachen finde aber grundsätzlich eine Kooperation zwischen Förster und 
Forstamt statt. Diese Verpflichtung der Anzeigepflicht werde auffällig mit dem Thema Bi-
ken verknüpft. Die Idee sei aber nicht in erster Linie das Bestrafen von Bikern, sondern 
von grösseren Problemen wie das Entsorgen von Abfall im Wald oder illegale Bauten. 

Der 2. Absatz ermögliche dann, dem betreffenden Revierförster das Anwenden des ge-
sunden Menschenverstandes bei kleinen und geringfügigen Verstössen.
Auf die Frage, wie denn die Ausbildung dieser Personen angedacht sei, wird uns erklärt,
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dass für die Ordnungsbussenkompetenz eine vorgängige Ausbildung ein wichtiger Punkt
sei für die betreffenden Personen. Der Begegnungs- und Konfrontationsfall werde eintre-
ten und hier müsse die Person auf eine gute Ausbildung zurückgreifen können. Details 
der Ausbildung sollen zusammen mit der Kantonspolizei ausgearbeitet werden. Alle 
Strafbestimmungen seien mit der Kantonspolizei vorgängig beraten und abgeklärt wor-
den.
In der Abstimmung entschied sich die Kommission mit 3 Ja zu 10 Nein gegen die Strei-
chung dieses Artikels.

§ 37a Absatz 2
Diese Bestimmung räumt dem Förster die Befugnis ein, bei «geringfügigen» Übertretun-
gen auf eine Anzeige zu verzichten. Dieser Absatz sei nötig, um die Revierförster zu 
schützen, denn sie haben gemäss Absatz 1 eine Anzeigepflicht. Mit dem 2.Abssatz
muss der Revierförster in einer erstmaligen Situation eines geringen Verstosses den 
Fehlbaren nicht gleich büssen, sondern kann auf die Verfehlung hinweisen.

§ 37 b Absatz 1 Keine Bemerkungen

§ 37b Absatz 2
Auch hier erfolgt ein Antrag zur Streichung des Artikels. Unterstützt wurde der Antrag mit 
dem Argument, dass es im Wald nicht klar ersichtlich sei, wer Kreisforstingenieur oder 
Revierförster ist. Bei einem Polizisten sei dies klar ersichtlich durch das Tragen einer 
Uniform. Uns wird versichert, dass die betreffenden Personen einen entsprechenden 
Ausweis bei sich zu tragen hätten. Die Kleidung sei zwar nicht direkt eine Uniform, aber 
die Jacken seien mit Namen und dem gemeinsamen Logo von Wald Thurgau und dem 
Forstdienst Thurgau bestickt. Zusätzlich seien viele Forstdienstmitarbeiter aus Sicher-
heitsgründen mit Signalkleidern bekleidet. 
Die Vorschriften der Paragrafen 37a, 37b und 37c hingen eng zusammen. In der Anwen-
dung von § 37c würde man schlussendlich angehalten und erhielte eine Busse, wenn 
dies nötig sei. Dies sei pragmatischer als die Polizei zu rufen und ein Anzeigeverfahren 
anzustossen. 
Angedacht sei, dass jeder Förster diese Ausbildung absolviere um die Aufgaben erfüllen
zu können. Ansonsten werde in der Fläche keine Wirkung erzielt. Grundsätzlich sollte
aber jedem Förster bewusst sein, dass dies Teil seines Pflichtenheftes sei. 
Im Kanton Thurgau gäbe es 25 oder 26 Förster mit je ca. 800ha zu betreuender Waldflä-
che. Bei diesem Mengengerüst sollte diese Aufgabe auch personell zu bewältigen sein.
Auch die beiden Nachbarkantone St. Gallen und Zürich würden diese Kompetenzüber-
tragungen für den Forstdienst kennen.
Die Abstimmung fällt gegen den gestellten Antrag zur Streichung von § 37b Absatz 1 mit 
3 Ja zu 10 Nein aus.
Die Befugnis der Revierförster, Ordnungsbussen zu erheben ist gegenwärtig auf Über-
tretungen nach kantonalem Recht beschränkt, d.h. auf das unberechtigte Fahren und 
Reiten abseits der von Waldstrassen und befestigten Waldwegen. Das DBU hatte den 
Auftrag erhalten, § 37 Absatz 2 so zu ergänzen, dass die Revierförster künftig die Kom-
petenz haben, auch Bussen für das unberechtigte Befahren von Wald und Waldstrassen 
mit Motorfahrzeigen gemäss dem Bundesgesetz zu erheben.
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Der Vorschlag «Die Kreisforstingenieureinnen und die Kreisforstingenieure sowie die Re-
vierförsterinnen und die Revierförster sind unter Vorbehalt von § 37d ermächtigt, bei 
Übertretungen gemäss Artikel 43 Abs. 1 lit. d des Bundesgesetztes über den Wald 
(WaG) und gemäss § 37 Abs. 1 Ziff.2 Ordnungsbussen zu erheben.» wird stillschwei-
gend angenommen.

§ 37 c Absatz 1
Zu diesem Artikel wurde eine Zusammenfassung der Gesprächsnotizen der Beratungs-
gespräche mit den Kantonspolizei Thurgau zu den Vorschriften § 37b und § 37c per An-
trag verlangt. Diesem Antrag wurde mit 7 Ja zu 4 Nein stattgegeben. Zur Zusammenfas-
sung der Gesprächsnotiz aus den Beratungsgesprächen mit der Kantonspolizei Thurgau
erfolgten keine Wortmeldungen.

§ 37d Keine Bemerkungen

§ 38 Keine Bemerkungen

§ 39 Keine Bemerkungen

§ 40 Keine Bemerkungen

IV. Keine Bemerkungen

Frauenfeld, 19. Februar 2024 Die Kommissionspräsidentin

Eveline Bachmann

Beilagen:
Fassung der vorberatenden Kommission
Synopse
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